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1. Diese Mandatsbedingungen gelten für alle Verträge zwi-
schen der Partnerschaftsgesellschaft mbB (nachfolgend 
kurz „Partnerschaft“ genannt) und dem jeweiligen Auf-
traggeber, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich 
schriftlich vereinbart oder unabdingbar gesetzlich vorge-
schrieben ist. Mandate werden der Partnerschaft erteilt, 
nicht einzelnen Partnern und/oder für die Partnerschaft 
tätigen Personen. Soweit aufgrund einer Vereinbarung 
ein Vertragsverhältnis mit einzelnen oder mehreren Part-
nern zustande kommt, gelten diese Mandatsbedingun-
gen im Verhältnis zu den betroffenen Partnern. 

2.  Für Verbindlichkeiten der Partnerschaft aus Schäden we-
gen fehlerhafter Berufsausübung haftet den Gläubigern 
nur das Gesellschaftsvermögen. Gegenüber der Partner-
schaft sind mehrere Auftraggeber Gesamtgläubiger. Die 
Haftung der Partnerschaft und ihrer Erfüllungsgehilfen für 
einen Schaden, der aus einer oder – bei einheitlicher 
Schadensfolge – aus mehreren Pflichtverletzungen an-
lässlich der Erfüllung eines Auftrags resultiert, wird auf 
Euro 12.000.000,00 (in Worten: zwölf Millionen Euro) be-
grenzt. Die Partnerschaft unterhält eine Vermögens-
schadenshaftpflichtversicherung, deren Versicherungs-
summe die gesetzlichen Mindestsummen um ein Mehr-
faches übersteigt. Einzelvertragliche Haftungsbegren-
zungsvereinbarungen gehen dieser Regelung vor, las-
sen die Wirksamkeit dieser Regelung jedoch – soweit 
nicht ausdrücklich anders geregelt – unberührt. Eine hö-
here, auftragsbezogene Versicherungssumme ist auf 
Grundlage einer gesonderten Vereinbarung und nach 
Zustimmung des Versicherers möglich; die Partnerschaft 
ist berechtigt, dem Auftraggeber die Versicherungsprä-
mie für die Höherversicherung in Rechnung zu stellen. 

3. Die Haftungsbegrenzung bezieht sich alleine auf einfa-
che Fahrlässigkeit. Die Haftung für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit bleibt insoweit unberührt. Von der Haf-
tungsbegrenzung ausgenommen sind Haftungsansprü-
che für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit. 

4. Die Haftungsbegrenzung gilt auch für neu in die Part-
GmbB eintretende Partner. 

5. Die Haftungsbegrenzung gilt ferner auch gegenüber Drit-
ten, soweit diese in den Schutzbereich des Mandatsver-
hältnisses fallen; § 334 BGB wird insoweit ausdrücklich 
nicht abbedungen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, die 
Dritten auf die Haftungsbegrenzung hinzuweisen und die 
Partnerschaft von Ansprüchen Dritter freizustellen. 

6. Die Haftungsbegrenzung gilt, wenn entsprechend hoher 
Versicherungsschutz bestanden hat, rückwirkend von 
Beginn des Mandatsverhältnisses bzw. dem Zeitpunkt 
der Höherversicherung an und erstreckt sich, wenn der 
Auftragsumfang nachträglich geändert oder erweitert 
wird, auch auf diese Fälle. 

7.  Die Verpflichtung der Partnerschaft zur Aufbewahrung 
und Herausgabe von Handakten erlischt fünf Jahre nach 
Beendigung des Auftrages. Danach dürfen alle in ihrem 
Besitz befindlichen Aktenstücke vernichtet werden, wenn 
zuvor der Auftraggeber aufgefordert wurde, die Handak-
ten in Empfang zu nehmen, und der Auftraggeber die 
Handakten nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Empfang dieser Aufforderung abgeholt hat. 

8.  Sofern der Auftraggeber Kaufmann, juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Son-
dervermögen ist oder keinen allgemeinen Gerichtsstand 
im Inland hat, wird für sämtliche Streitigkeiten aus oder 
im Zusammenhang mit dem Mandatsverhältnis Olden-
burg (Oldb) als ausschließlicher Gerichtsstand verein-
bart. Es gilt ausschließlich materielles deutsches Recht. 

9. Diese Mandatsbedingungen gelten für alle gegenwärti-
gen und in Zukunft erteilten Aufträge, ohne dass die Man-
datsbedingungen erneut in Bezug genommen werden 
müssen. Sie entbinden nicht von der Einhaltung des je-
weils gültigen Standesrechtes. 

10. Der Auftraggeber verpflichtet sich, ihm ausgehändigte 
schriftliche Unterlagen (Gutachten, Vermerke etc.) ver-
traulich zu behandeln und nicht – auch nicht ihrem we-
sentlichen Inhalt nach – an Dritte weiterzugeben, es sei 
denn, die Partnerschaft hat hierzu vorher schriftlich ihre 
Zustimmung erteilt. Der Auftraggeber verpflichtet sich, 
diese Verpflichtung auch seinen Mitarbeitern aufzuerle- 

 
 
 
 
 
 

gen. Der Auftraggeber darf ihm übersandte Unterlagen 
auch ohne vorherige Zustimmung der Partnerschaft ei-
nem zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Sachver-
ständigen zugänglich machen, der ihn in gleicher Ange-
legenheit berät, sofern der Auftraggeber diesen zur ver-
traulichen Behandlung der ihm überlassenen Unterlagen 
verpflichtet hat. 

11.  Die Partnerschaft ist berechtigt, personenbezogene Da-
ten des Auftraggebers und von dessen Mitarbeitern im 
Rahmen der erteilten Aufträge maschinell zu erheben 
und in einer automatisierten Datei zu verarbeiten oder ei-
nem Dienstleistungsrechenzentrum zur weiteren Auf-
tragsdatenverarbeitung zu übertragen. Die Partnerschaft 
setzt bei der Durchführung des Auftrags Personal und 
Datenverarbeitungssysteme der Qualitatus Revision 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Johann-Justus-
Weg 147, 26127 Oldenburg ein. Der Auftraggeber entbin-
det die Partnerschaft vollumfänglich von ihren gesetzli-
chen Verschwiegenheitsverpflichtungen gegenüber der 
Qualitatus Revision GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft. 

12. Die Partnerschaft ist berechtigt, in Erfüllung ihrer Pflich-
ten nach dem Bundesdatenschutzgesetz, einen Beauf-
tragten für den Datenschutz zu bestellen. Sofern dieser 
Beauftragte für den Datenschutz nicht bereits als Mitar-
beiter der Partnerschaft der Verschwiegenheitspflicht un-
terliegt, hat die Partnerschaft dafür Sorge zu tragen, dass 
der Beauftragte für den Datenschutz sich mit Aufnahme 
seiner Tätigkeit auf das Datengeheimnis verpflichtet. 

13. Soweit der Auftraggeber der Partnerschaft einen Telefax-
anschluss oder eine E-Mail-Adresse mitteilt, erklärt er 
sich bis auf Widerruf oder ausdrückliche anderweitige 
Weisung damit einverstanden, dass die Partnerschaft 
ihm ohne Einschränkungen über jene Kontaktdaten man-
datsbezogene Informationen zusendet. Der Auftraggeber 
sichert zu, dass nur er oder von ihm beauftragte Perso-
nen Zugriff auf das Empfangs-/Sendegerät bzw. den E-
Mail-Account haben und dass er dortige Sendungsein-
gänge regelmäßig überprüft. Der Auftraggeber ist ver-
pflichtet, die Partnerschaft darauf hinzuweisen, wenn Ein-
schränkungen bestehen, etwa das Empfangs-/Sendege-
rät bzw. der E-Mail-Account nur unregelmäßig auf Sen-
dungseingänge überprüft wird oder Einsendungen nur 
nach vorheriger Ankündigung gewünscht werden. Die 
Partnerschaft übernimmt keine Haftung für die Sicherheit 
der mit unverschlüsselten E-Mails übermittelten Daten 
und Informationen und haftet auch nicht für die dem Auf-
traggeber dieserhalb ggf. entstehenden Schäden. Dem 
Auftraggeber ist bekannt, dass E-Mails Schadsoftware 
enthalten können, dass andere Internet-Teilnehmer von 
dem Inhalt der E-Mails Kenntnis nehmen können und 
dass nicht sichergestellt ist, dass die E-Mails tatsächlich 
von dem Absender stammen, der angegeben ist. Soweit 
der Auftraggeber zum Einsatz von Signaturverfahren und 
Verschlüsselungen die technischen Voraussetzungen 
besitzt und deren Einsatz wünscht, teilt er dies der Part-
nerschaft rechtzeitig mit; damit einhergehende Kosten 
der Partnerschaft (bspw. zur Anschaffung und Einrich-
tung notwendiger Soft- und Hardware) trägt der Auftrag-
geber. 

14. Sollte eine in diesen Mandatsbedingungen enthaltene 
Regelung unwirksam sein oder werden oder sollte sich 
eine Lücke herausstellen, so berührt dies nicht die Wirk-
samkeit der übrigen Regelungen. Die unwirksame Rege-
lung oder die Lücke gelten als durch diejenige wirksame 
Regelung ersetzt, die dem am nächsten kommt, was der 
Auftraggeber und die Partnerschaft vereinbart hätten, 
wenn sie die Unwirksamkeit oder die Lücke erkannt hät-
ten. Dies gilt insbesondere, wenn eine Regelung deshalb 
unwirksam ist, weil sie nach Maß und Grad von dem 
rechtlich Zulässigen abweicht. Soweit AGB-Klauseln un-
wirksam sind, tritt an deren Stelle die einschlägige ge-
setzliche Bestimmung. 


